
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
�  Konkreter Anlass der Aussage:	Am Tag nach der Entscheidung für den EU-Austritt Großbritanniens (sog. „Brexit“) gratuliert Björn 
Höcke den BritInnen zu ihrer Möglichkeit, über die „Zukunft ihres Landes abzustimmen“. Sie hätten den „Weg des kollektiven Wahnsinns 
verlassen“ und sich „für Demokratie und Volkssouveränität“ entschieden. Nun fordert er, dass „[…] auch das deutsche Volk den Weg der 
Freiheit gehen“ darf. 
 
� Europapolitischer Kontext: Am 23. Juni 2016 entschied sich eine knappe Mehrheit der britischen WählerInnen (51,9 Prozent) in 
einem Referendum für den Austritt des Vereinigten Königreichs aus der EU.2 Nach Artikel 50 EUV muss Großbritannien die Absicht aus 
der EU auszutreten, dem Europäischen Rat mitteilen – wie am 29. März 2017 geschehen – und verfügt danach über zwei Jahre Zeit, um 
die Modalitäten eines Austritts mit der EU zu verhandeln. Andernfalls erfolgt nach Ablauf der Frist ein automatischer Austritt. 

 

Das deutsche Volk will mehrheitlich raus aus der EU-Sklaverei? 
 
� Mehrheit der deutschen BürgerInnen gegen EU-Austritt Deutschlands: Im Anschluss an das Brexit-Referendum gibt in einer 
Umfrage des Instituts für Demoskopie Allensbach eine klare Mehrheit der befragten BundesbürgerInnen (78 Prozent) an, dass sie 
es besser fänden, wenn Deutschland in der EU bliebe (Abb. 1). Davon befürworten die AnhängerInnen der Parteien CDU/CSU, SPD, 
FDP und Grünen mit jeweils mehr als 80 Prozent die EU-Mitgliedschaft Deutschlands. Lediglich unter den AfD-AnhängerInnen ist 
die Zustimmung zur EU-Mitgliedschaft gering (28 Prozent). Im zeitlichen Verlauf ist die skizzierte Meinungslage relativ stabil (siehe 
Abb. 2 im Anhang). Björn Höckes Behauptung entspricht damit nicht der empirisch nachgewiesenen Lage. 
 
Abb. 1: Es wäre besser für die Zukunft, wenn Deutschland Mitglied der Europäischen Union bleibt (in Prozent).3 

 

 
 
� Kein eindeutiges Votum für ein Referendum über die deutsche EU-Mitgliedschaft: Im Falle Großbritanniens hielten laut 
Umfragen unmittelbar vor dem Referendum 66 Prozent der BritInnen das Abhalten eines Referendums über die britische EU-
Mitgliedschaft für richtig, während 24 Prozent dagegen waren.4 In Deutschland ergibt sich ein weniger deutliches Bild: Nur 45 
Prozent wünschen sich ein Referendum zur EU-Mitgliedschaft, 40 Prozent wollen dies nicht und 15 Prozent haben dazu keine 
Meinung.5  
 

� Mehrheit der Deutschen lehnt Brexit ab: Auch für die Brexit-Entscheidung zeigen die befragten Deutschen wenig Verständnis: 
Eine Mehrheit von 63 Prozent der Befragten findet den EU-Austritt Großbritanniens nicht gut, während lediglich 17 Prozent diesen 
befürworten (siehe Abb. 3 im Anhang). EU-weit nahm die Zustimmung zur EU-Mitgliedschaft des eigenen Mitgliedstaates nach 
der Brexit-Entscheidung sogar zu: Im August 2016 war die Zustimmung mit 62 Prozent um 5 Prozentpunkte höher als im 
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Vergleichszeitraum März 2016 (vor der Brexit-Entscheidung). In Deutschland stieg die Zustimmung für die eigene Mitgliedschaft 
von 61 auf 69 Prozent.6  
 
� Europäische Identität: In Deutschland ist eine europäische Identität tief verankert. So verstehen sich laut aktuellem 
Eurobarometer (Herbst 2016) 68 Prozent der Deutschen als europäische BürgerInnen. Damit liegt Deutschland über dem EU-
Durchschnitt von 63 Prozent.7 Trotz leicht abnehmender Tendenz seit der Finanzkrise haben 50 Prozent der Deutschen (Juni 2016) 
eine positive Meinung zur EU (zum Vergleich: Großbritannien 44 Prozent), unter den 18-34-Jährigen sind es sogar 60 Prozent (zum 
Vergleich: Großbritannien 57 Prozent).8  
 
� Nutzen der EU-Mitgliedschaft: Den jeweiligen Kosten eines Politikbereichs steht ein spezifischer Nutzen gegenüber, der in der 
öffentlichen Wahrnehmung häufig nicht präsent ist. Die Reduzierung der EU auf ihre finanzielle Dimension wie beispielsweise beim 
Vorwurf, Deutschland sei der größte Nettozahler der EU (à Factsheet Goldesel), steht exemplarisch für diese Vereinfachung. So 
würde ein EU-Austritt gerade Deutschland als Exportnation schaden.9 Doch die EU ist weit mehr: Es geht hier auch um den EU-
weiten Verbraucherschutz, Produktsicherheit, Reise- und Wohnsitzfreiheit, um Umweltstandards sowie um Sicherheit und Recht 
in einem europäischen Raum ohne Binnengrenzen.10 Darüber hinaus darf nicht vergessen werden, dass die EU eine friedliche 
Konfliktregelung und eine Verrechtlichung der Beziehungen zwischen Staaten auf einem Kontinent ermöglicht, der über 
Jahrhunderte und bis in die 1990er Jahre kriegerischer Gewalt ausgesetzt war.11 Ferner vernachlässigt die Debatte über die Abgabe 
nationaler Entscheidungskompetenzen, dass Deutschland erst durch die europäische Integration seine nationale Souveränität 
schrittweise wiedererlangt hat.12  
 
� Verfassungsrechtliche Lage: Rein rechtlich steht einer bundesweiten Abstimmung über die EU-Mitgliedschaft Deutschlands 
das Grundgesetz entgegen, da es bundesweite Volksabstimmungen nicht vorsieht. Einzige Ausnahme wäre eine Abstimmung über 
eine neue Verfassung (Art. 146 GG) oder eine Neugliederung des Bundesgebiets (Art. 29 Abs. 2 GG), z. B. durch eine 
Zusammenlegung von Bundesländern.13 Ein (bindendes) Referendum über die EU-Mitgliedschaft Deutschlands wäre also ohne 
Verfassungsänderung gar nicht möglich.14  
 
� EU und Sklaverei – ein falscher und unangemessener Vergleich: Sklaverei ist durch die Vereinten Nationen definiert als 
„Rechtsstellung oder Lage einer Person, an der einzelne oder alle der mit dem Eigentumsrecht verbundenen Befugnisse ausgeübt 
werden“.15 Das heißt, eine Person wird vorübergehend oder lebenslang als Eigentum einer anderen Person behandelt. Dies 
beinhaltet, dass über den Körper einer Person willkürlich verfügt und diese zur Arbeit gezwungen werden kann; auch sind 
Mobilitätseinschränkung im Sinne von Gefangenschaft und Statusdegradierung („Eigentum“) zentrale Elemente von Sklaverei.16 
Sklaverei wird als Verbrechen gegen die Menschlichkeit eingestuft und ist spätestens seit der allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte von 1948 verboten.17 Die Mitgliedschaft in der EU bzw. UnionsbürgerInnen mit Sklaverei bzw. mit SklavInnen 
gleichzusetzen ist daher nicht nur falsch, sondern auch mit Blick auf die entwertende Verwendung und Verharmlosung der 
Bedeutung des Begriffs grundsätzlich unangemessen: 
 

o Freiwillige EU-Mitgliedschaft: Angesichts der Tatsache, dass die EU-Mitgliedschaft auf einer freiwilligen Entscheidung 
beruht, die eine bewusste Abgabe relevanter Hoheitsrechte an ein gemeinschaftliches Integrationsprojekt bedeutet, kann 
von einer durch Gewalt erzwungenen „Versklavung“ nicht die Rede sein.  
 

o Garantierte Grund- und Freiheitsrechte: Weder werden die EU-BürgerInnen in ihrer Mobilität eingeschränkt (dank der 
Personenfreizügigkeit können sie sogar ihren Wohn- und Arbeitsort innerhalb der 28 Mitgliedstaaten frei wählen), noch 
werden sie zur Arbeit gezwungen – und schon gar nicht wird durch die EU Gewalt über ihren Körper ausgeübt. Ganz im 
Gegenteil – dank der EU verfügen alle UnionsbürgerInnen durch die EU-Grundrechtecharta und die Europäische 
Menschenrechtskonvention über einen umfassenden Grundrechtsschutz, der vor Eingriffen jeglicher staatlicher Gewalt 
schützt (à Factsheet EU-Demokratie 2).  
 

Der Begriff der EU-Sklaverei ist also falsch. Höcke weiß also entweder nicht, was „Sklaverei“ bedeutet, oder er nutzt die 
Falschaussage absichtlich, um die EU zu diffamieren. Dabei verharmlost er schlimme Verbrechen und degradiert 
UnionsbürgerInnen gegen deren Willen zur Ware.  
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Abb. 2: Anteil der Deutschen, die die Mitgliedschaft ihres Landes in der EU a) für eine gute Sache halten, b) für eine schlechte Sache 
halten, c) die Mitgliedschaft weder gut noch schlecht finden (in Prozent)18  
 
Frage: „Ist die Mitgliedschaft (UNSER LAND) in der Europäischen Union Ihrer Meinung nach ...? Eine gute Sache; Eine schlechte Sache; 
Weder gut noch schlecht; Weiß nicht/Keine Angabe.“  
 

 
 
 
Abb. 3: Einstellung der Deutschen zum Brexit (in Prozent)19: 
 
Frage: "Großbritannien hat sich ja vor Kurzem in einer Volksabstimmung dafür entschieden, die EU zu verlassen. Finden Sie es gut, dass 

Großbritannien die EU verlässt, oder finden Sie das nicht gut?"  
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�  Höckes Aussage impliziert einen Alleinvertretungsanspruch für das „deutsche Volk“, indem er sich selbst als Stimme des Volkes 
darstellt („Ich weiß, auch das deutsche Volk…“). Doch seine Aussage ist nachweislich falsch und widerlegt, denn die EU-Mitgliedschaft 
wird in Deutschland nur von AfD-WählerInnen mehrheitlich abgelehnt. Von einer deutlichen Umfragemehrheit wird die EU-
Mitgliedschaft parteiübergreifend ausdrücklich befürwortet. Höcke versucht, eine europapopulistische Stimmung zu schüren und 
seine eigene Forderung nach einem EU-Austritt Deutschlands zu legitimieren, indem er die EU-Ablehnung der AfD-AnhängerInnen 
auf „das deutsche Volk“ überträgt.  
 
�  Die Aufforderung an Deutschland, nun den „Weg der Freiheit“ zu gehen anstelle des „Weg(es) des kollektiven Wahnsinns“, 
unterstellt eine aktuelle Unfreiheit unter dem Joch der „EU-Sklaverei“. Solche Sprachbilder drücken eine angebliche Unterdrückung 
der Mitgliedstaaten und BürgerInnen durch die EU aus. Es ist aber ein unangemessener, falscher Vergleich, der eine freiwillige 
Mitgliedschaft in einer Wirtschafts- und Wertegemeinschaft mit einem Zwangsverhältnis der Ausbeutung und Grausamkeit 
gleichstellt. Neben der Banalisierung von Sklaverei soll diese Art der Sprache durch Übertreibung und falsche Behauptung 
polarisieren. (à Factsheet EU-Demokratie 2) 

ANHANG 

BEWERTUNG 
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